Reform der Unternehmensbesteuerung by Härtel, Hans-Hagen
econstor
www.econstor.eu
Der Open-Access-Publikationsserver der ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
The Open Access Publication Server of the ZBW – Leibniz Information Centre for Economics
Nutzungsbedingungen:
Die ZBW räumt Ihnen als Nutzerin/Nutzer das unentgeltliche,
räumlich unbeschränkte und zeitlich auf die Dauer des Schutzrechts
beschränkte einfache Recht ein, das ausgewählte Werk im Rahmen
der unter
→  http://www.econstor.eu/dspace/Nutzungsbedingungen
nachzulesenden vollständigen Nutzungsbedingungen zu
vervielfältigen, mit denen die Nutzerin/der Nutzer sich durch die
erste Nutzung einverstanden erklärt.
Terms of use:
The ZBW grants you, the user, the non-exclusive right to use
the selected work free of charge, territorially unrestricted and
within the time limit of the term of the property rights according
to the terms specified at
→  http://www.econstor.eu/dspace/Nutzungsbedingungen
By the first use of the selected work the user agrees and
declares to comply with these terms of use.
zbw
Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft
Leibniz Information Centre for Economics
Härtel, Hans-Hagen
Article
Reform der Unternehmensbesteuerung
Wirtschaftsdienst
Suggested citation: Härtel, Hans-Hagen (1999) : Reform der Unternehmensbesteuerung,
Wirtschaftsdienst, ISSN 0043-6275, Vol. 79, Iss. 5, pp. 272, http://hdl.handle.net/10419/40423Z
u den elementaren steuerpoliti-
schen Grundsätzen, die gerade
in Deutschland stets hochgehalten
wurden, gehört die Gleichmäßig-
keit der Besteuerung. Bezogen auf
die Einkommensteuer heißt dies,
daß die Einkommen unabhängig
von ihrer Entstehung und Verwen-
dung gleich zu besteuern sind. Die-
ser Grundsatz gewährleistet glei-
chermaßen Gerechtigkeit, Effizienz
und Einfachheit der Besteuerung.
Es entspricht diesem Grundsatz,
daß in Deutschland die Körper-
schaftsteuer in die Einkommen-
steuer integriert ist. Anders als in
den meisten anderen Industrielän-
dern wird dadurch in Kapitalgesell-
schaften eine Mehrfachbesteue-
rung der Anteilseigner vermieden.
Das Postulat der Gleichmäßigkeit
der Besteuerung wird allerdings
durch die Belastung gewerblicher
Einkünfte mit der Gewerbesteuer
verletzt. Trotz mehrfacher Anläufe
ist es in der Vergangenheit nicht ge-
lungen, die Gewerbesteuer durch
eine kommunale Einkommensteu-
er oder Wertschöpfungsteuer zu
ersetzen.
Die Belastung mit der Gewerbe-
steuer stellt einen gravierenden
Standortnachteil dar. Die frühere
Regierungskoalition versuchte die-
sem Mißstand zu begegnen, indem
sie gleichsam aus der Not eine Tu-
gend machte. Da an der Gewerbe-
steuer nicht zu rütteln war, senkte
sie im Jahre 1993 den Körper-
schaftsteuersatz für einbehaltene
Gewinne von Kapitalgesellschaften
auf 45% und begrenzte den Spit-
zensteuersatz auf Einkünfte aus
gewerblicher Tätigkeit von Privat-
personen auf 47%. Für Einkünfte
aus freiberuflicher Tätigkeit und
aus abhängiger Arbeit, aber auch
für ausgeschüttete Gewinne von
Kapitalgesellschaften, betrug der
Spitzensteuersatz dagegen weiter-
hin 53%. Die Abkehr vom Grund-
satz der Gleichmäßigkeit im Ein-
kommensteuerrecht rechtfertigte
die Bundesregierung ausdrücklich
mit dem Hinweis auf die Belastung
gewerblicher Einkünfte mit der Ge-
werbesteuer.
Der Bundesfinanzhof hat in sei-
nem jüngsten Urteil diese Argu-
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mentation nicht akzeptiert und hält
die Spreizung der Steuersätze im
Einkommensteuerrecht nicht mit
dem Gleichheitsgebot des Grund-
gesetzes für vereinbar. Er hat diese
Frage dem Bundesverfassungsge-
richt vorgelegt. Die Zweifel des
Bundesfinanzhofes lassen sich aus
ökonomischer Sicht durchaus
nachvollziehen, denn die Sprei-
zung der Steuersätze führt keines-
wegs zu einer systematischen Neu-
tralisierung der GeWerbesteuerbe-
lastung. Teilt das Bundesverfas-
sungsgericht die verfassungs-
rechtlichen Bedenken, dann ist
nicht nur die derzeit geltende Rege-
lung hinfällig, sondern auch die von
der gegenwärtigen Regierungs-
koalition angestrebte Reform der
Unternehmensbesteuerung.
Diese Reform sieht nicht nur eine
Kompensation der Gewerbesteuer-
belastung vor, sondern zielt aus-
drücklich auf eine massive Begün-
stigung des nicht entnommenen
Gewinnes ab. Dieser soll ein-
schließlich Gewerbesteuer mit
höchstens 35% besteuert werden ,
und zwar nicht nur in Kapitalgesell-
schaften, sondern auch in Einzel-
und Personenunternehmen. Dage-
gen soll der Spitzensteuersatz auf
Arbeitnehmereinkommen sowie auf
Ausschüttungen und entnommene
Gewinne nur auf 48,5% gesenkt
werden. Eine solche Spreizung fin-
det zwar den Beifall der Wirt-
schaftsverbände, ist aber gesamt-
wirtschaftlich kontraproduktiv.
Begünstigt würde nach diesen
Plänen eine spezifische Form des
Sparens, nämlich die Anlage von
Gewinnen im eigenen Unterneh-
men. Ein Selbständiger oder eine
Kapitalgesellschaft, die 200 000 DM
verdienen und davon 50 000 DM im
Betrieb lassen, müssen diesen Be-
trag mit 35% versteuern. Ein gleich-
verdienender Arbeitnehmer, der
50000 DM einem Unternehmen di-
rekt oder über den Kapitalmarkt als
Kredit zur Verfügung stellt oder
sich mit diesem Betrag an einem
Unternehmen beteiligt, unterliegt
dagegen der vollen Besteuerung.
Eine derartige selektive Behand-
lung von Sparformen ist weder ge-
recht noch sachgerecht. Die Not-
wendigkeit, die betriebliche und
private Sphäre von selbständigen
Unternehmen zu trennen, macht
das Steuerrecht noch unübersicht-
licher als es schon ist und führt zur
massiven Ausweitung von Kon-
struktionen zur Steuervermeidung.
Wenn schon die Begünstigung der
Ersparnis gegenüber dem Konsum
angestrebt wird, dann sollte dies
durch einen generellen Übergang
von der Besteuerung des Einkom-
mens zu einer Form der Konsum-
besteuerung geschehen.
Die Freistellung der Ersparnis
oder der Kapitalerträge ist aller-
dings insoweit noch diskriminie-
rend, als sie zwar die Bildung von
Sachkapital, nicht aber die Bildung
von Humankapital erfaßt. Dies
spricht dafür, die Steuersätze und
nicht zuletzt den Spitzensteuersatz
generell zu senken. Die Entlastung
des Faktors Arbeit ist nicht weniger
dringlich als die Entlastung der Un-
ternehmensgewinne. Dies um so
mehr, als die Unternehmen und ihre
Verbände zur Zeit den Eindruck er-
wecken, daß ihnen die Beibehal-
tung der im internationalen Ver-
gleich sehr großzügigen Gewinner-
mittlungsvorschrifen wichtiger ist
als die Senkung der relativ hohen
Steuersätze auf das ausländische
Niveau. Die Bundesregierung sollte
deshalb ihre Pläne zur Reform der
Unternehmensbesteuerung zu-
gunsten einer allgemeinen Steuer-
senkung fallen lassen.
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